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Freihandelsskeptiker in der Offensive 
Doch Freihandel bringt Wohlstand 
 
Organisationen wie Attac wollen das Rad der Zeit zurückdrehen. Ihre Protagonisten 
sehnen sich in die Altsteinzeit zurück, in der Tauschhandel von Horde zu Horde unbekannt 
war und jede Kleingruppe von der Hand in den Mund lebte. Grenzüberschreitender 
Warenaustausch ist den Mitgliedern dieses seltsamen Vereins Teufelswerk und dient in 
deren krausen Phantasie allein der Bereicherung weniger Plutokraten. 

Doch die Attac-Aktivisten stehen mit ihrem krankhaften Hass auf die Marktwirtschaft 
beileibe nicht alleine da. Der ultralinke österreichische Kanzler Kern (SPÖ-Chef und Ex-
„Manager“ der chronisch defizitären staatlichen Bundesbahn), ist ein schönes Beispiel. 
Seine wirtschaftsfeindliche Ankündigungspolitik spricht Bände. Da wäre etwa die von ihm 
geforderte Maschinensteuer, die gewünschte Abkehr von der (ohnehin nie betriebenen) 
Sparpolitik, mehr staatliche „Investitionen“ (Kenner wissen, dass es sich dabei um nichts 
weiter als um kreditfinanzierte Geldverschwendung handelt) und eine mit suggestiven 
Formulierungen erfolgte Mitgliederbefragung zum Thema CETA – ein fertig verhandeltes 
Handelsabkommen, das von Österreich im Alleingang gar nicht verhindert werden kann. 

Im Falle seiner plötzlich erwachten Skepsis gegen das Freihandelsabkommen mit 
Kanada, kann Kern zwar mit der vollen Unterstützung der Boulevardpresse rechnen, am 
Ende aber dennoch nichts gewinnen. Das zu erwarten gewesene Ergebnis der SPÖ-
Mitgliederbefragung (siebeneinhalb Prozent der Parteigenossen haben abgestimmt und 
waren zu 88% gegen CETA), nimmt ihm nämlich jeden Handlungsspielraum. Eine 
Kurskorrektur kann er kaum noch vornehmen, ohne seine Parteibasis zu verprellen. Da 
Österreich, das innerhalb der EU mit seiner ablehnenden Haltung völlig isoliert dasteht, 
nichts gegen CETA unternehmen kann, ist ihm eine Blamage sicher. Ein leicht 
vermeidbarer Fehler, zumal die Genossen in Deutschland eine entgegengesetzte Position 
einnehmen. 

Da Österreich ein stark exportorientiertes Land ist und Kanada einen wichtigen 
Handelspartner darstellt, ist die plötzliche Opposition gegen das immerhin sieben Jahre 
lang verhandelte Abkommen (!) nur schwer verständlich. Für Österreich werden sich 
dadurch wohl bessere Chancen ergeben, sein Handelsvolumen mit einem außerhalb der 
EU liegenden Staat weiter zu erhöhen und damit Arbeitsplätze zu schaffen und zu sichern. 

Leidenschaftliche Kritik am derzeit noch in Verhandlung stehenden 
Handelsabkommen mit den USA, TTIP, zu üben, gehört nicht nur hierzulande mittlerweile 
genauso zum guten Ton, so wie auch die geradezu religiös überhöhte Gegnerschaft zur 
Atomkraft und der unverbrüchliche Glaube an die mit der Errichtung von Windrädern 
verbundenen Segnungen. 

Beißende Kritik an Freihandel und Globalisierung und der Traum von der Errichtung 
von Schutzzäunen für gemütliche Biotope, in denen heimische Betriebe konkurrenzbefreit 
dahinwerkeln, sind zurzeit europaweit modern. Der linke Zeitgeist zeigt Wirkung: Wird 
einerseits der massenhafte Zuzug von als Arbeitskräfte unbrauchbaren Orientalen und 
Afrikanern – trotz aller sich häufenden negativen Erfahrungen – immer noch in 
leuchtenden Farben dargestellt, gilt der weitgehend barrierefreie transnationale Handel 
andererseits, zunehmend als gefährlich. 

Beides ist falsch. Ungebremste (muslimische) Zuwanderung in die Sozialhilfe 
zerstört nicht nur die Sicherungssysteme, sondern langfristig auch die europäische 
Zivilisation. Und der Freihandel kommt stets allen daran Beteiligten zugute. Jene Länder, 
die sich in der Zeit seit dem Zweien Weltkrieg den internationalen Märken öffneten, sind 
diejenigen, in denen der Wohlstand am stärksten gestiegen ist, wie einige 
Volkswirtschaften in Fernost zeigen. Jene, die sich vom internationalen Freihandel ab- und 
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dem (nationalen) Sozialismus zuwandten, sind mit Armut, Elend und Bürgerkriegen 
geschlagen, wie viele afrikanische Staaten beweisen. 

Wenn es an internationalen Abkommen wie CETA und TTIP etwas zu kritisieren 
gibt, dann den Umstand, dass die Verhandlungen von Staatsorganen geführt werden 
(oder wurden). Oder, um noch einen Schritt weiterzugehen: Was geht es denn Minister 
und Bürokraten an (die keinerlei Beitrag zur Wertschöpfung leisten und lebenslang von 
den unter Marktbedingungen Tätigen alimentiert werden müssen), welche Art von 
Handelsbeziehungen private Akteure über die Grenzen hinweg pflegen? Mit welchem 
Recht lenken oder behindern Politnomenklatura und Staatsbürokratie den freien 
Geschäftsverkehr zwischen Produzenten und Kaufleuten in durch nationale Grenzen 
getrennten Ländern? Weshalb maßen sie sich an, die Konsumenten unentwegt vor sich 
selbst zu beschützen? Mutiert denn der angeblich mündige Wähler zum zu vernünftigen 
Kaufentscheidungen unfähigen Kind, sobald er die Wahlzelle verlässt? 

Fazit: Freihandel braucht Regeln, aber keine staatlichen Beschränkungen! Es wäre 
eine katastrophale Fehlentwicklung, könnten sich Attac & Genossen mit ihrer zurück-in-
die-Steinzeit-Politik durchsetzen und Fortschritte bei der Beseitigung von Handelsbarrieren 
torpedieren. 
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